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Der in politiſchen Geſetzen begründete öffentlich-rechtliche Auſpruch der Mllitär— 
behörde auf Rückſtellung von dem Militärärar zugehörenden Sachen darf 
von dem Strafgerichte nicht wie der Entſchädigungsanſpruch eines Privat- 
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Perſonalien. 

Erledigungen. 


Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Ber- 
ſammlungsrechte. 
Von Dr. Carl Hugelmann. 
IV. 5) 


Begriff und Gliederung der Verſammlungen, ihre Stellung im öffent: 
lichen Rechte. 


Die öffentlichen Verſammlungen der Vereine haben wir als 
den Punkt bezeichnet, in welchem ſich das Vereins- und Verſamm⸗ 
lungsrecht berühren; wir kommen daher jetzt zur Beſprechung einiger 
Fragen des letzteren. 

Welche Verſammlungen werden durch das Geſetz vom 15. 
November 1867 über das Verſammlungsrecht überhaupt betroffen? 
Dies iſt die erſte Frage. 

Daß das Geſetz nicht etwa als ein Geſetz allgemein polizei— 
licher Natur auf jede Art von Verſammlungen Anwendung findet, 
ſondern nur auf beſtimmte Gruppen derſelben, geht ſchon daraus 
hervor, daß eine ganze Reihe von Verſammlungen durch das Geſetz 
ſelbſt ausdrücklich von der Beherrſchung durch dasſelbe ausgenom— 
men wird. Allein auch hievon abgeſehen müßte der Gegenſatz zu den 
durch das Geſetz über das Vereinsrecht geregelten Verſammlungen 
genügen, um den beſchränkten Umfang des Verſammlungsgeſetzes er- 
ſichtlich zu machen. Dieſer Gegenſatz führt uns nun noch weiter, durch 
die negative Beſtimmung werden wir dazu gelangen, das Weſen des 
Verſammlungsrechtes principiell feſtzuſtellen. 

Aus der Gegenüberſtellung von Vereins- und Verſammlungs⸗ 
recht ergibt ſich für letzteres zunächſt die Folgerung, daß jene Ver⸗ 
ſammlungen, welche nicht ad hoc, aus ſonſt unverbundenen Elementen 
zuſammentreten, ſondern der Ausdruck der Thätigkeit auch außerdem 
beſtehender Einheiten find, nicht hieher gehören. Alle Verſammlungen 
von Geſetzgebungs- und Verwaltungskörpern, von Vereinen und Ge⸗ 
ſellſchaften können nicht aus dem Geſichtspunkte des Verſammlungs⸗ 
rechtes, ſondern nur ſpeciell nach den Geſetzen beurtheilt werden, in 


) Vgl. Nr. 33 der Zeitſchrift vom 19. August d. J. 0 


ſammlungsrechtes kann 


welchen die Exiſtenz der Organizmen wurzelt, deren Lebensäußerung 
ſie ſind. 


Die Geſetzgebung bat das Vereins- und Verſammlungsrecht 


allerdings faſt immer in Verbindung behandelt, dies beruht aber auf 


der einſeitigen Auffaſſung der Frage von dem Standpunkte eines 


politiſchen Rechtes. Von dieſem Geſichtspunkte aus mußte man na⸗ 


türlich einerſeits ſtets die politiſchen Vereine ins Auge faſſen, in 


deren Leben die Verſammlungen eine ungleich höhere Rolle ſpielen 
als in anderen Vereinsgruppen, andererſeits aber nur auf politiſche 
Verſammlungen kommen, welche in Zeit und Juhalt mit den po, 
litiſchen Vereinsverſammlungen parallel gehen. Löst man aber die 


Sache von dieſem mit ihrem Weſen nicht zuſammenhängenden hiſto⸗ 


riſchen Verhältniß los, ſo wird der Begriff der Verſammlung eben 
im Gegenſatz zu dem Vereinsrechte klar. Als das Obiect des Ver— 
dann von vorneherein nur jene Verſamm— 
lung gelten, welche, zu einem beſtimmten, vorübergehenden Zwecke be— 
rufen, ſich ihre Organiſation nur in dem Momente und für den 
Moment des Zuſammentrittes gibt, mit dem Schluſſe der Verhand⸗ 
lung ſofort aber wieder in Nichts verſchwindet. Jeder Verſuch, Ga⸗ 
rantieen der Periodicität zu gewinnen, eine die einzelne Verſamm— 
lung überdauernde Leitung zu ſchaffen, kurz, irgendwie eine ſtän⸗ 
dige Organiſation anzubahuen, greift auf das Gebiet der Vereins- 
bildung hinüber. 

Dies wäre die erſte Unterſcheidung. Mit dieſer iſt aber noch 
keineswegs genug geſchehen, wir müſſen das Gebiet noch nach einer 
anderen Seite abgrenzen, um unſer Object zu iſoliren. 

Das Geſetz verlangt, daß in der Anzeige einer jeden Ner- 
ſammlung auch die Angabe des Zweckes enthalten jet ($ 2). Nur 
eine zielbewußte örtliche Vereinigung, nicht eine zufällige Anhäufung 
von Perſonen kann ſomit das Object des Verſammlungsrechts bilden. 
und auch dieſe nur dann, wenn der Zweck von den Veranſtaltern der 
Verſammlung im voraus ausgeſprochen fit. Die vorhergehende Ein— 
ladung oder Berufung zu beſtimmtem Zweck unterſcheidet demnach die 
Verſammlung ſowohl von der zufälligen Vereinigung als von der 
Zuſammenrottung. Die Natur des Zweckes kann die verſchiedenartigſte 
ſein, nur Eines iſt erforderlich nämlich die Erreichbarkeit desſelben 
durch die Cooperation der Verſammelten, da ſonſt keine Verſamm 
lung, ſondern eine öffentliche Schauftellung oder Production einiger 
Weniger vorläge. 

Sind dies die principiellen Grundlagen, ſo kann der Begriff 
der Verſammlung von der Maſſe der Perſonen ſelbſtverſtändlich nicht 
abhängig ſein, ſobald einmal der Pluralismus derſelben gegeben ift, 
und es behielte demnach das alte „tres faciunt collegium“ auch 
hier ſein ungeſchmälertes Recht. Das Verſammlungsrecht hat aber 
dieſen Gedanken nicht mit Entſchiedenheit verfolgt und feine Herrſchaft in 
dieſem weiten Umfange nicht aufrechthalten wollen; es behauptet letztere 
nur dort, wo die polizeiliche Gefahr beginnen kann, nämlich in jenen 
Fällen, in welchen die Art der Einberufung eine größere Zahl von 
Erſcheinenden in Ausſicht ſtellt. Dieſe Grenze feſtzuſetzen iſt die 


Tendenz des § 2 “, nur iſt es ihm in wenig klarer Weiſe gelungen. 
Einerſeits iſt von „Volksverſammlungen oder überhaupt allgemein 
zugänglichen Verſammlungen“ die Rede, welche der Anzeigepflicht 
und ſomit der Herrſchaft des Verſammlungsgeſetzes unterworfen ſein 
ſollen, andererſeits hebt aber der Zuſatz „ohne Beſchränkung auf geladene 
Gäſte“ das in dieſer Begriffsbeſtimmung Gegebene wieder auf. Eine 
allgemein zugängliche Verſammlung kann doch nie auf geladene Gäſte 
beſchräukt fein; wenn dieſer Zuſatz einen Sinn haben ſoll, fo muß 
in der Ausdehnung über den Kreis geladener Gäſte auch das Ent— 
ſcheidende liegen und durch dieſelbe die „allgemeine Zugänglichkeit“ 
im Sinne des Geſetzes begründet fein. Wird die Verſammlung auf 
„geladene Gäſte“, d. i. (wir verweiſen diesbezüglich auf die Ent⸗ 
wicklung über das Vereinsrecht) auf individuell geladene Perſonen 
beichränft, ſo entbehrt fie jeden publiciſtiſchen Charakters und iſt 
daher kein Object des Geſetzes über das Verſammlungsrecht; zwiſchen 
der Beſchränkung auf geladene Gäſte und der ſchrankenloſen Zugänglich— 
keit können aber alle möglichen Abſtufungen in der Mitte liegen, 
welche ſämmtlich vom Verſammlungsrechte ergriffen werden. Mag der 
Zutritt von den Einberufern auf beſtimmte Claſſen der Bevölkerung 
(Arbeiter, Wähler, Männer, Frauen u. ſ. w.) beſchränkt oder die 
Einladung nur an Geſinnungsgenoſſen, Theilnehmer an einem 
beſtimmten Zwecke u. f. w. gerichtet fein, die Verſammlung gehört 
hieher, ſo lange ſie nicht auf individuell geladene Perſonen beſchränkt iſt. 

Es macht daher auch keinen Unterſchied, in welcher Form die 
Einladung ergangen iſt; ob ſie öffeutlich durch Zeitungen, Placate 
oder mündliche Ausrufung, oder ob ſie durch von Hand zu Hand gehende 
Schreiben u. ſ. w. erfolgte, iſt für dieſe Frage vollkommen gleichgiltig. 
Ja, wir gehen ſogar ſo weit, die Subſumtion unter das Geſetz über das 
Verſammlungsrecht zuzulaſſen, wenn die Einladung zunächſt nur an 
individuell beſtimmte Perſonen gerichtet, der Zutritt und die Theil— 
nahme aber auch Nichtgeladenen offen gelaſſen wird. Schaaren ſich 
Individuen zufällig zuſammen, ſo werden ſie zu einer Verſammlung, 
ſobald ſie auf eine erfolgte Aufforderung ſich zur Verhandlung über 
einen beſtimmten Gegenſtand zuſammenthun, und zwar zu einer 
Verſammlung im Sinne des Verſammlungsgeſetzes, wenn nicht der 
Kreis der Theilnehmer durch die individuelle Conſtatirung der An⸗ 
weſenden feſtgeſtellt und alsbald geſchloſſen wird; durch ein Vorgehen 
in letzterem Sinne könnte man der Vereinigung den Charakter einer 
Geſellſchaft „geladener Gäſte“ wahren. 

Erſcheint uns ſomit als das ausſchlaggebende Criterium das 
Hinausgreifen über den Kreis geladeuer Gäſte, ſo darf nicht über— 
ſehen werden, daß hiebei zunächſt nur an die activen Theilnehmer 
der Verſammlungen gedacht iſt. In allen jenen Fällen, in welchen 
die getive Theilnahme nicht ſchrankenlos geſtattet, ſondern auf einen 
kleineren Kreis beſchränkt iſt, kann aber die paſſive Theilnahme auch 
weiteren Kreiſen zugeftanden werden, fo daß die Erſchienenen ſich in 
die Mitglieder und Zuhörer der Verſammlung theilen; es greift dann 
analog dem Vereinsrechte der Begriff der öffentlichen Verſammlungen 
Platz. Von publiciſtiſcher Bedeutung wäre derſelbe nun allerdings 
nicht überall. Wenn der activen Theilnehmer ſchon mehr ſind als 
geladene Gäſte, der Begriff der Verſammlung ſonach feſtſteht, ſo iſt 
es gleichgiltig, ob dieſer Kreis ſich nach außen völlig abſchließt oder 
ob ſeine Verhandlungen zugleich für einen noch größeren öffentlich 
ſind. Von der einſchneidendſten Wichtigkeit wird aber die Frage dann, 
wenn ein geſchloſſeuer Kreis „geladener Gäſte“ öffentlich verhandelt. 
Daß die Zuſammenkunft hiemit ihreu privaten Charakter abſtreift, iſt 
zweifellos, es könnte ſich nur darum handeln, ob ſie unter das Ver— 
ſammlungsrecht oder unter den Geſichtspunkt öffentlicher Vorſtellungen 
fällt. 

Laſſen wir dies dahingeſtellt, fo kann für die weitere Unter- 
ſuchung nur die Ausdehnung des Kreiſes der activen Theilnehmer 
den Geſichtspunkt der Gliederung der Verſammlungen abgeben. Das 
Geſetz hat dies ſelbſt angedeutet, indem es zwiſchen „Volksverſamm— 
lungen“ und „allgemein zugänglichen Verſammlungen ohne Beſchränkung 
auf geladene Gäſte“ unterſchied; es hat unter Volksverſammlungen 
wohl jene verſtanden, welche ohne jegliche Beſchränkung zugänglich 
ſind, im Gegenſatze zu jenen, bei welchen der Zutritt, wenn auch 
nicht ganz allgemein, fo doch ohne Beſchränkung auf geladene Gäfte, 

) „Wer eine Volksverſammlung oder überhaupt eine allgemein zugäug⸗ 
liche Verſammlung ohne Beſchränkung auf geladene Gaſte veranſtalten will, muß 
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alſo verhältnißmäßig allgemein freiſteht. Dieſe Unterſcheidung von 
Volks- und Claſſen- oder Gruppenverſammlungen, möchten wir ſagen, 
iſt aber ohne praktiſche Erheblichkeit, das Geſetz macht in der Be— 
handlung dieſer zwei Verſammlungsarten keinen Uunterſchied. Hingegen 
hebt das Geſetz eine andere Kategorie ſpeciell hervor, jene der Wähler: 
verſammlungen (§ 4), inſofern dieſelbe nämlich unter beſtimmten 
Vorausſetzungen von der Anwendung dieſes Geſetzes ausgenommen iſt. 
Es kommt daher darauf an das Weſen der exemten Wählerverſamm— 
lung zu beſtimmen. 

Zu dieſem Zwecke iſt es uns von höchſtem Werth, daß das 
Gefetz Verſammlungen der Wähler zu „Wahlbeſprechungen“ und zu 
„Beſprechungen mit den gewählten Abgeordneten“ im Auge hat. Aus 
einer einfachen Wortinterpretation ergibt ſich, daß hier nur von jenen 
Verſammlungen die Rede ſein kann, welche mit den vom Staate aus— 
geſchriebenen Wahlen von „Abgeordneten“ im Zuſammenhange ſtehen, 
und damit iſt die Gefahr einer ungemeſſenen Ausdehnung des Begriffs 
beſeitigt. Wenn, wie wohl nicht beſtritten werden kann, eine aus 
eminent politiſchen Ruͤckſichten geſchaffene Exemtion vorliegt, dann 
iſt es auch vollkommen entſprechend, dieſelbe auf Reichsraths- und 
Landtagswahlen zu beſchränken, die Wahlen für eommunale (Gemeinde— 
und Bezirks-) Vertretungen hingegen, für Handelskammern u. dergl. 
in dieſelbe nicht einzubeziehen. Daß in jener Gruppe, welche nur in— 
directe Wahlen kennt, jener der Landgemeinden, ſowohl die Urwähler 
als die Wahlmänner uns als Wähler und die Verſammlungen beider 
uns als Wählerverſammlungen gelten, ſetzen wir hiebei allerdings als 
ſelbſtverſtändlich voraus. 

Eine Verſammlung der Landtags- oder Reichsrathswähler zu 
Wahlbeſprechungen, alſo zu Beſprechungen unter fich, oder zu Beſprechun⸗ 
gen mit den gewählten Abgeordneten wird zu der exemten Verſammlung 
aber, wie geſagt, erſt unter der zweifachen Bedingung, daß ſie nicht unter 
freiem Himmel und daß ſie zur Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen abgehal— 
ten wird. Die zweite dieſer Bedingungen erheiſcht einige Erörterung; 
wann beginnt, wann ſchließt dieſe „Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen“? 

Die Frage iſt nicht ſo ſehr für die Wahlbeſprechungen als für 
die Beſprechungen der Wähler mit den gewählten Abgeordneten von 
Belang, denn hier iſt die Schwierigkeit, ſolche Beſprechungen, welche 
doch eine vollzogene Wahl vorauszuſetzen ſcheinen, während der Zeit 
der Wahlen zu veranſtalten, eine unleugbare und hat daher auch zu 
praktiſchen Löſungsverſuchen geführt. Das Reichsgericht hat in einem 
Falle) bekanntlich angenommen, die Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen 
ſei gleichbedeutend dem Zeitraum bis zum Vollzug der letzten von 
mehreren gleichzeitig für denſelben Vertretungskörper ausgeſchriebenen 
Wahlen, und ſomit gefunden, daß eine Beſprechung mit gewählten 
Abgeordneten während der im Zuge befindlichen Wahlen allerdings 
denkbar ſei. Mit dieſer Auslegung des Geſetzes können wir uns un— 
möglich befreunden. Nach der Auslegung des Reichsgerichtes müßte 
man den Ausdruck „ausgeſchriebene Wahlen“ als gleichbedeutend mit 

„allgemeinen Wahlen“ oder doch jedenfalls als Plural im ſtreugen 
Wortſinne verſtehen und es könnten Beſprechungen der Wähler mit 
den Abgeordneten im Falle von Einzelwahlen (Nach-, Erſatzwahlen) 
gar nicht ſtattfinden. Ganz abgeſehen von der gewaltſamen Wort⸗ 
interpretation würde aber dies zu einer ganz ungleichen Behandlung 
zweier faſt identiſcher Vorgaͤnge durch das Geſetz führen, die man 
doch nur im äußerſten Falle als die beabſichtigte annehmen könnte. 
Selbſt dann aber gäbe es immer noch eine Claſſe von unglücklichen 
Abgeordneten, denen das Privilegium, ſich mit den Wählern frei zu 
beſprechen, nicht zu Gute käme, nämlich jene, die aus der zuletzt zur 
Wahlurne berufenen Curie hervorgehen, z B. die Abgeordneten des 
Großgrundbeſitzes bei allgemeinen Landtagswahlen. Wir glauben, 
daß für jede einzelne Wahl nur die zu ihrem Vollzuge nöthige Zeit 
in Betracht kommen kann, und müſſen uns bemühen, in irgend einer 
Weiſe auch unter dieſer Vorausſetzung der geſetzlichen Beſtimmung 
Sinn und Wirkſamkeit zu wahren. Ein Ausweg wäre der, die 
Exemtion nur dann gelten laſſen, wenn ein Abgeordneter aus einem 
Wahlbezirke gewählt werden ſollte, welcher durch mehrere Abgeordnete 
vertreten wird und zur Zeit der Wahl noch einen oder einige im 
Beſitz des Mandats befindliche Abgeordnete hätte. Dieſer Ausweg 
würde aber die Möglichkeit von Wahlbeſprechungen für ſo ſeltene 
und andererſeits doch ſo wenig eigenthümliche Fälle retten, daß man auf 


) Erkenntniß vom 26. October 1872, 3. 147, vgl. Hye, S. 156 — 161. 


dieſes Auskunftsmittel unmöglich als auf das vom Geſetz gewollte grei- 
fen kann. Ueberdies verlangt die richtige Interpretation der geſetzlichen 
Faſſung nach unſerer Anſicht, daß die Beſprechungen mit jenen, 
Abgeordneten ſtattfinden, die aus der Wahl hervorgehen, für welche 
eben Wählerverſammlungen zu Wahlbeſprechungen ſtattgefunden haben, 
ſo daß wir dieſe gezwungene Auslegung ſchon aus dieſem Grunde 
verwerfen müſſen. Will man daher dem Geſetze, welches in der 
jetzigen Faſſung erſt nach einer Amendirung durch das Herrenhaus, 
alſo in bewußter Abſicht zu Stande gekommen iſt, doch eine Be— 
deutung wahren, ſo bleibt nichts übrig, als die „Zeit der aus— 
geſchriebenen Wahlen“ bis zu dem Momente auszudehnen, in welchem die 
Wahlen durch die Agnoseirung volle Rechtswirkſamkeit gewonnen haben. 

Indem wir hiemit den Begriff der eremten Wählerverſammlung 
feſtgeſtellt, haben wir die Erörterung über die Gliederung der Ver— 
ſammlungen nach der Ausdehnung ihres Theilnehmerkreifes zu Ende 
geführt, wir wollen nun noch jener Individualiſirung gedenken, welche 
Ort und Zweck der Verſammlungen zur Folge haben. 

Was den Ort betrifft, ſo normirt das Geſetz etwas Beſonderes 
nur rückſichtlich der Verſammlungen unter freiem Himmel, beziehungs- 
weiſe für die öffentlichen Aufzüge (§ 3). Letztere werden aber nur 
genannt, um ihre gleiche Behandlung mit den Verſammlungen unter 
freiem Himmel zu normiren, ſo daß wir im Verfolge einfach von dieſen 
ſprechen können. 

Die Verſammlungen unter freiem Himmel fallen ſelbſt⸗ 
verſtändlich unter das Verſammlungsrecht, ihre eigenthümliche Stellung 
beſteht nur darin, daß ſie erſchwerenden Bedingungen unterworfen ſind. 
Zunächſt find fie zu gewiſſen Zeiten in einem beſtimmten Rayon ganz 
unſtatthaft, nämlich, während der Reichsrath oder ein Landtag verſammelt 
iſt (alſo nicht während der Vertagung), in einem Umkreiſe von fünf 
Meilen um den Parlamentsſitz ($ 7). Dieſes Verbot hat indeß nur 
locale Bedeutung und zwar, bei der kurzen Seſſiousdauer der meiſten 
Landtage, in empfindlicher Weiſe faſt nur für Wien. Schwerer 
wiegt uns der Umſtand, daß die Abhaltung von Verſamm⸗ 
lungen unter freiem Himmel ſtets an die vorausgehende Genehmi⸗ 
gung der Behörde geknüpft iſt (§ 3), denn hiemit iſt für dieſe 
Gruppe das Princip des Verſammlungsrechtes aufgegeben, welches 
für alle anderen Verſammlungen in der einfachen Anzeigepflicht be— 
ſteht (8 2). Das Geſetz ſtatuirt weder eine Friſt, innerhalb welcher 
die Genehmigung ertheilt oder verweigert werden ſoll, noch die 
Gründe, aus denen die Genehmigung vorenthalten werden kann, 
die Abhaltung von Verſammlungen unter freiem Himmel iſt ſomit 
gänzlich von dem arbiträren Ermeſſen der Behörden abhängig ge- 
macht Allerdings hat die Verweigerung der Genehmigung ſtets ſchrift— 
lich unter Angabe der Gründe zu erfolgen ($ 3, Abf. 4) und dies 
mag eine eventuelle Berufung (§ 18) erleichtern; ein Rechtsmittel 
iſt aber damit eigentlich nicht gegeben, da die höhere Behörde in 
dieſem Falle wieder nur an ihr arbiträres Ermeſſen gebunden iſt, 
nicht aber die Congruenz der von der Unterbehörde angenommenen 
Verweigerungsgründe mit den Beſtimmungen des Geſetzes zu prüfen hat. 
Wir haben daher bei dieſer Verſammlungsgruppe auch nicht weiter 
zu verweilen und beziehen uns, was den Begriff der Oertlichkeit 
„unter freiem Himmel“ betrifft, auf das diesbezüglich über die Ver 
einsverſammlungen Geſagte. N 

Blickt man auf die möglichen Zwecke der Verſammlungen, ſo 
möchten wir nach Analogie des Vereinsrechtes zunächſt zwiſchen po— 
litiſchen und nicht-politiſchen Verſammlungen unterſcheiden. 

Das Verſammlungsgeſetz kennt dieſen Unterſchied ebenfalls, 
denn es ſpricht in § 8 ganz direct von Verſammlungen zur „Bere 
handlung öffentlicher Angelegenheiten“. Die letzteren find offenbar 
diejenigen, welche wir mit den politiſchen Vereinen in Analogie 
bringen wollen, und für dieſe gilt daher ganz conſequent die Beſtim⸗ 
mung, daß Ausländer weder als Unternehmer noch als Ordner oder Leiter 
auftreten können. Ein Uunterſchied von den Beſtimmungen des Vereins— 
rechtes liegt nur darin, daß eine ähnliche Beſchränkung für Frauen und 
Minderjährige nicht aufgeſtellt iſt, ſowie auch die Theilnahme der 
Ausländer als einfache Mitglieder keinem Hinderniß unterliegt. 

Von jenen Versammlungen, welche politiſche Zwecke nicht ver- 
folgen, iſt im § 5 wieder eine große Gruppe abgezweigt, welche, ob⸗ 
wohl fie faſt durchwegs unter freiem Himmel abgehaltene Verſamm⸗ 
lungen in ſich begreift, der Herrſchaft des Verſammlungsgeſetzes ent⸗ 
zogen iſt. 
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Dieſe Gruppe umfaßt „öffentliche Beluſtigungen, Hochzeitszüge, 
volksgebräuchliche Feſte oder Aufzüge, Leichenbegängniſſe, Proceſſionen, 
Wallfahrten und ſonſtige Verſammlungen oder Aufzüge zur Aus⸗ 
übung eines geſetzlich geſtatteten Cultus, wenn ſie in der hergebrachten 
Weiſe ſtattfinden“, das Geſetz ſtatuirt ſomit eine Exemtion für die in der 
überlieferten Verſammlungsform zu Tage tretenden Aeußerungen der 
Volksſitte und des religiöſen Cultus. 

Für das Verſammlungsgeſetz fallen demnach aus der Gruppe 
der politiſchen die Wählerverſammlungen, aus jener der nicht⸗politi⸗ 
ſchen die volksgebräuchlichen und kirchlich hergebrachten hinweg; für 
den Reſt gelten, mit einziger Ausnahme der erwähnten Erſchwerniſſe 
bei Verſammlungen unter freiem Himmel und des Ausſchluſſes der 
Ausländer von der Leitung politiſcher Verſammlungen, durchwegs die— 
ſelben Beſtimmungen und dieſe hinwiederum ſind, ſowohl was die 
Zulaſſung als was die Ueberwachung der Verſammlungen betrifft, 
den bezüglichen Normen des Vereinsrechtes nachgebildet. 

Die Natur der Sache bringt es mit ſich, daß einzelne Ab⸗ 
weichungen ſtattfinden. Jene Action der Behörde, welche bei der Ver— 
einsbildung entwickelt wird, fällt hier theilweiſe mit der Ueberwachung 
der Thätigkeit zuſammen. Deßhalb und wegen der größeren polizei— 
lichen Gefahr, welche den Verſammlungen regelmäßig anhaftet, ſind 
die Zeitfriſten etwas verändert und die Competenz der Behörden 
ein wenig verrückt, im Großen und Ganzen herrſcht aber Ueber— 
einſtimmung. 

Die Anzeige der Verſammlung muß drei Tage vor der beab- 
ſichtigten Abhaltung (nicht 24 Stunden, wie jene der Vereinsverſamm⸗ 
lung) erſtattet werden, ſie hat wie jene einer Vereinsverſammlung die 
Angabe der Zeit und des Ortes (des Weges bei öffentlichen Auf— 
zügen) zu enthalten, außerdem aber auch die Mittheilung des Zweckes, 
während dies bei Vereinen mit Rückſicht auf den ſchon durch die 
Statuten abgegränzten Wirkungskreis entfällt. Hingegen tft hier von 
der Pflicht der Anzeige, daß die auf einen kleineren Kreis activer 
Theilnehmer beſchränkte Verſammlung zugleich für einen größeren 
öffentlich fein ſolle, keine Rede, da, wie oben ausgeführt wurde, die 
Ausdehnung des Theilnehmerkreiſes keinen Unterſchied in der geſetz— 
lichen Behandlung begründet. 

Die Bedingungen der Zulaſſung einer Verſammlung find jenen 
der Vereinsbildung, nicht jenen der Abhaltung einer Vereinsver— 
ſammlung nachgebildet. Wie die Bildung eines Vereines wegen der 
Geſetz⸗ und Rechtswidrigkeit oder wegen der Staatsgefährlichkeit von 
Einrichtung oder Zweck des Vereines unterſagt werden ſoll, ſo hier 
mit einiger Abänderung die Abhaltung einer Verſammlung im Falle 
des Widerſtreites mit dem Strafgeſetze oder der Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit oder des öffentlichen Wohles (§ 6). Ein ſolches Un- 
terſagungsrecht greift aber, entſprechend dem Vorgange bei Vereins— 
verſammlungen, ſelbſtverſtändlich auch dann Platz, wenn eine Der 
ſammlung gegen die Vorſchriften des Verſammlungsgeſetzes (Anzeige— 
pflicht u. ſ. w.) veranftaltet wird ($ 13). 

Im Vereinsrechte muß die Auflöſung des Vereines und die 
Schließung einer Vereinsverſammlung unterſchieden werden, im Ver— 
ſammlungsrechte fällt ſelbſtverſtändlich Beides in der Auflöſung der 
Verſammlung zuſammen. Von den Gründen, welche die Schließung 
einer Vereinsverſammlung durch die Behörde rechtfertigen, finden zwei 
(geſetzwidrige Vorgänge, Bedrohung der öffentlichen Ordnung) auch 
auf die Auflöſung einer Verſammlung Anwendung; der dritte (die 
Ueberſchreitung des ſtatutenmäßigen Wirkungskreiſes) iſt nicht erſetzt, 
obwohl die Ueberſchreitung des der Behörde vorgelegten Verſamm— 
lungsprogrammes das natürliche Aualogon geboten hätte. Es wird 
ſchwer halten, das Hinausgreifen über den ausgeſprochenen Zweck 
als „geſetzwidrigen Vorgang“ zu behandeln, nachdem das Vereinsge— 
ſetz die Ueberſchreitung des ſtatutenmäßigen Wirkungskreiſes in directen 
Gegenſatz zu den „geſetzwidrigen Vorgängen“ gebracht hat, es bleibt 
aber doch nichts anderes übrig, wenn man nicht auch jede Repreſſion 
durch die Gerichte in einem ſolchen Falle für unzuläſſig erklä— 
ren will. 

Von den Gründen der Vereinsauflöſung find zwei eigenthüm— 
licher, von den eben erörterten Schlieungsgründen verſchiedener Natur, 
nämlich die unbefugte Anmaßung einer Autorität und der Widerſpruch 
mit den Bedingungen des rechtlichen Beſtandes des Vereins. Dieſelben 
finden auf Verſammlungen keine ausdrückliche Anwendung. Das Verbot 
demonſtrativer Kundgebungen exiſtirt für die Verſammlungen entſchieden 


nicht und der § 13, in welchem man ein Analogon zu dem zweiten Grunde | 
vermuthen könnte, normirt die Sache etwas anders. Im § 13, Abf. 1, wird 
die Rechtloſigkeit einer gegen die Vorſchriften des Geſetzes ver— 
anſtalteten Verſammlung, d. i. des Seitenſtückes zu einem ohne 
die Statutenbeſcheinigung u. ſ. w. fich conſtituirenden Verein feſtge⸗ 
ſtellt, wir brauchten aber eine Beſtimmung für das Analogon eines 
rite conſtituirten und erſt im Verlaufe feiner Exiſtenzbedingung nicht⸗ 
entſprechend gewordenen Vereins und in Abſatz 2 iſt nur von 12 
Auflöſung einer rite conſtituirten Verſammlung wegen geſetzwidriger 
Vorgänge und Bedrohung der öffentlichen Ordnung die Rede. Auch 
hier wird die Subſumtion unter die „geſetzwidrigen Vorgänge“ helfen 
müſſen. 

\ Was den Vorgang bei den Verſammlungen felbft betrifft, fo | 
vermiſſen wir das Recht des Regierungsabgeordneten, die Aufnahme 
eines Protokolls zu verlangen, und, wie ſchon erwähnt, das Verbot 
demonſtrativer Kundgebungen. Wenn man auch annehmen will, daß 
das Verbot des Vereinsgeſetzes, Erläſſe auszufertigen, durch welche 
eine unbefugte Autorität angemaßt wird, von dem Verſammlungs— 
geſetze als gegenſtandslos angeſehen wurde, weil eine ad hoc berufene 
Verſammlung eine Wirkſamkeit über den Zeitpunkt ihres Schluſſes 
hinaus überhaupt nicht entfalten könne, ſo iſt es doch ganz unerklär— 
lich, weßhalb man den Verſammlungen die Faffung von Beſchlüſſen 
dieſer Art nicht verwehrte, zu welcher ſie ſich doch viel mehr verleitet 
ſehen müſſen als die vom Verbot betroffenen Vereine. In dieſen 
Punkten wie in ſo vielen anderen erweist ſich eben das Verſammlungs— 
geſetz als das weit unklarere und unfertigere im Vergleiche zu dem 
Vereinsgeſetze; in der formellen Trennung der zwei Rechtsgebiete in 
zwei verſchiedene Geſetze tft zwar der Anlauf zu einer ſchärferen Son- 
derung der Begriffe zu erkennen, der Verfuch ſelbſtſtändiger Durch⸗ 
bildung iſt aber, bei dem einen der Rechtsgebiete wenigſtens, ſehr unvoll— 
kommen gelungen. 


Mittheilungen aus der Praris. ö 


Der in politifchen Geſetzen begründete öffentlichsrechtliche Anſpruch 
der Militärbehörde auf Nückſtellung von dem Militärarar zuge⸗ 
hörenden Sachen darf von dem Strafgerichte nicht wie der Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch eines Privatbetheiligten (nach § 366 St. 

P. O.) auf den Civilrechtsweg verwieſen werden. 


= 


Am 4. Jänner 1874 wurde dem Häuslersſohne J. H. von 
der Gendarmerie zu Schildberg ein ärariſcher Mantel beanſtändet 
und dem dortigen Bezirksgerichte übergeben. Das k. k. Genieregiment 
Kaiſer Franz Joſeph I., welchem dieſer Mantel von dem Bezirksge⸗ 
richte zur Agnoscirung überſendet wurde, erklärte denſelben in dem 
Schreiben von 12. Jänner 1874 als dem Regimente gehörig und 
ſtellte das Erſuchen, den Mantel, welcher nur aus einem Diebftahl 
herrühren könne, dem Regimente wieder zurückzumitteln. Bei der am 
29. September 1874 vor dem Bezirksgerichte zu Schildberg durch— 
geführten Hauptverhandlung wurde J. H. von der Anklage wegen 
Uebertretung des § 477 St. G. freigeſprochen, weil der Thatbeſtand 
dieſer Uebertretung nicht als vorliegend erkannt wurde, und es wurde 
zugleich das Genieregiments-Commando mit ſeinem Anſpruche auf 
Rückſtellung der Mantels nach § 366 St. P. O. auf den Civil⸗ 
rechtsweg gewieſen und der Mantel ſelbſt dem I. H. ausgefolgt. 
Dieſes Erkenntniß iſt in Rechtskraft erwachſen. Da der von dem 
Genieregiments⸗Commando geſtellte Anſpruch auf Rückſtellung des 
Mantels ſich nicht als ein privatrechtlicher darſtellt, wurde von der 
Generalprocuratur am 6. Februar 1875 auf Grund des § 33 St. 
P. O. die Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſetzes eingebracht 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 2. April 
1875, 3. 1517 zu Recht erkannt: Durch den in der bei dem k. k. 
Bezirksgerichte Schildberg verhandelten Strafſache wider J. H. wegen 
Uebertretung gegen die Sicherheit des Eigenthums nach $ 477 St. G. 
in dem Urtheile ddo. 29. September 1874, 3. 19 gefällten Aus⸗ 
ſpruch, daß das k. k. Genieregiments-Commando Kaiſer Franz 
Joſeph I. mit feinem Auſpruche auf Rückſtellung des dem J. H. bes 
anſtändeten ärariſchen Mantels nach § 366 St. P. O. auf den 
Rechtsweg gewieſen werde, ſowie durch die Ausfolgung dieſes Mantels 
an J. H. iſt das Geſetz allerdings verletzt worden. 


j 


} 
| 
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den adminiſtrativen Vorſchriften, namentlich 


Gründe: 
In einer ganzen Reihe von gegenwärtig noch in Kraft ſtehen— 
in den Verordnungen 
vom 20. September 1715, 12. Juni 1771, Patent vom 26. No⸗ 
vember 1779, Verordnung vom 15. Februar 1781, Patent vom 4. 
October 1782 und 31. März 1786, Hofentſchließung vom 23. No⸗ 
vember 1786, Hofdecret vom 16. September 1797, Hofkanzleidecret 
vom 15. December 1800, 24. October 1816 und 29. Auguſt 1839, 
iſt ausgeſprochen, daß ärariſche Montursſtücke keinen Gegenſtand des 


Privatperkehrs bilden können, daß deren Verkauf oder Ankauf ver— 
boten iſt und daß dieſelben, wo ſie immer angetroffen werden, ohne 


alle Rückſicht in Beſchlag zu nehmen und an die nächſte Militär— 
Oekonomiecommiſſion oder an das nächſte Depot abzugeben find. 
Wenn nun das Bezirksgericht Schildberg, ungeachtet durch die 
Auskunft des k. k. Genieregiments Kaiſer Franz Joſef I. conſtatirt 
war, daß der dem J. H. beanſtändete Mantel nicht nur ein ärariſcher 
ſei, ſondern daß er insbeſondere dieſem Regimente gehöre und unge— 
achtet des von dem letzteren geſtellten Anſuchens um Rückſtellung 
dieſes Mantels in ſeinem Urtheile ddo. 29. September 1874, 3. 19 
das genannte Regiment mit ſeinem Entſchädigungsanſpruche auf den 
Rechtsweg verwies und den Mantel dem J. H. ausfolgte: fo wider- 


streiten dieſe Verfügungen geradezu den bezogenen, zum Schutze des 


Militärärars erlaſſenen Vorſchriften des öffentlichen Rechtes und es 
muß der zur Wahrung des Geſetzes ergriffegen Nichtigkeitsbeſchwerde 
der k. k. Generalprocuratur ſtattgegeben werden 


en * 


Gerichtshalle. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben den erſten Seriptor der k. k. Familien-Fideicomiß⸗ 
und Privatbibliothek Karl Poſt zum Caſtos, den zweiten Seriptor Alols Kar pf 
zum erſten und den Lehramtscandidaten Wenzel Schaffer zum zweiten Scrip⸗ 


tor ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem Hauptſteuereinnehmer Jofef Tabouré an⸗ 
11 55 deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Kroue ver— 
iehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baumeiſter Joſeph Arnold in Brünn das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtat haben den Sectionsrath im Haudelsminiſterium Dr. Ludwig 
Kut ſchera zum Miniſterialrathe und den Oberpoſtdirector für Oeſterreich unter 
der Enns Alexander Varges zum Sectionsrathe im Handelsminiſterinm 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Directionsadjuncten des Generalprobiramtes 
Franz Hillebrand anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Bergrathes taxfrei verliehen. 

Seine Wajeität haben den Poſtrath Adolf Koch Edlen v. Langentreu 
zum Oberpoſtdirector in Wien ernannt. 

Seine Majeſtät haben anläßlich der Reorganiſirung der Generalinſpection 
der öſterr. Eiſenbahnen die Beſtellung des Hofrathes Mathias Ritter v. Piſchof, 
des Regierungsrathes Joſeph Edlen v. Lederer, des Oberinſpectors Ferdinand 
Perl, des Oberinſpectors der öſterr. Nordweſtbahn und ſüdnorddeutſchen Verbin- 


| dungsbohn Sigmund Steingraber und des Vorſtandes der Baucontrole der 
Südvahngeſellſchaft Eugen Horner als Generalinſpeckor genehmigt und den 


drei Letztgenannten tarfrei den Titel und Charakter von Regierungsräthen 
verliehen. f 

Seine Majeſtät haben anläßlich der Errichtung einer Direction für die 
Staatseiſenbahubauten die Berufung des Baudirectors der ungar. Oftbahn Julius 
Lott an die Spitze dieſer Direction geſtaltet. 

Der Miniſter des Innern hat die Statthaltereiſecretare Guſtav Ereli 
und Adalbert Kaliwoda, daun die Bezirkscommiſſäre Franz Willomitzer 
und Auguſt Koſtial zu Bezirkshauptmännern, ferner die Bezirkscommiſſäre 
Chriſtof Hot owetz, Joſeph Süß und Nicodem Eckert zu Statthaltereiſecre— 
tären in Bohmen ernannt. 


Erledigungen. 


Zwei Ingenieursaſſiſtentenſtellen 2. Claſſe in der Baubrauche der croatiſch— 
ſlavoniſchen Mititärgrenze mit 600 fl. Gehalt und 150 fl. Quartiergeld, bis 
Ende September. (Amtsbl. Nr. 188.) m 

Gemeindebeamtensſtelle in Korneuburg mit 500 fl. Gehalt und 200 ft. 


Activitätszulage bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 188.) 


Rechnungsofficialsſtelle bei der Finanzdirection in Oberbſterreich in der 
zehnten Rangsclafſe, eventuell eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der elften Range⸗ 
claſſe, bis Mitte September. (Amtsbl. Nr. 192.) 

Forſtelevenſtelle bei der Gmundner Sort: und Domänendirection mit 
500 fl. Adjutum, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 192.) 

Ingenieurs⸗Aſſiſtentenſtellen zweiter Cl. mit 600 fl. Gehalt und 150 fl. 
Quartiergeld bei der Baubranche der croatiſch-ſlavoniſchen Militärgrenze, bis Ende 
September (Amtsbl. Nr. 184.) 

Zwei Kanzliſtenſtellen im k. k. Handelsminiſterium in der eilften Rangs⸗ 


claſſe, bis Mitte September. (Amtsbl. Nr 186.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


